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Sollte die Steuerreform vorgezogen 
werden?
Durch ein Vorziehen der dritten Entlastungsstufe der Steuerreform 2000 will die Bundes-
regierung die schwache Konsum  und Investitionsnachfrage anregen und ein Zeichen für 
Reformfähigkeit setzen. Wie müsste die vorgezogene Steuerreform ﬁ  nanziert werden? 
Werden sich die mit ihr verbundenen Erwartungen erfüllen? 
A
ngesichts der schlechten kon-
junkturellen Lage, die durch 
eine schwache Konsum- und 
Investitionsnachfrage gekenn-
zeichnet ist, scheint zunächst ei-
niges für ein Vor  ziehen der dritten 
Entlastungsstufe der Steuerreform 
2000 zu sprechen. Dies gilt umso 
mehr, als eine Verbesserung der 
konjunkturellen Lage über positive 
Auslandsein  ﬂ   üsse im nächsten 
Jahr eher unwahrscheinlich ist 
und die bisher einzige Stütze der 
Konjunk  tur, die Exportnachfrage, 
infolge der Aufwertung des Euro 
auch noch in Mitleiden  schaft ge-
zogen werden könnte. Es sind also 
durchaus Maßnahmen geboten, 
durch die die inländische Nachfra-
ge angeregt werden kann.
Durch ein Vorziehen der dritten 
Entlastungsstufe würden nach An-
gaben des Bun desministeriums der 
Finanzen im Jahre 2004 die verfüg-
baren Einkommen um 15,6  Mrd. 
Euro erhöht. Das wird sicher zu zu-
sätzlichen Ausgaben für Konsum 
und In  ves  titionen führen. Der damit 
gesamtwirtschaftlich zu erzielende 
Expansionseffekt dürfte jedoch be-
scheiden sein: Eine Steuerentlas-
tung in dieser Höhe entspricht etwa 
Rolf Peffekoven 
Steuerentlastungen verlangen Ausgabenkürzungen - Warum 
die geplante Steuersenkung keinen Erfolg verspricht
0,7% des Bruttoinlandsprodukts. 
Berücksichtigt man, dass ein 
Teil der zusätzli  chen verfügbaren 
Einkommen nicht verausgabt, son-
dern gespart, ein weiterer Teil für 
den Kauf importierter Güter und für 
Auslandsreisen genutzt wird, dann 
wird sich der Ex  pansionseffekt 
beim Konsum in engen Grenzen 
halten. Da die Auslastung der 
Pro  duktionskapazitäten derzeit 
gering ist, wird zusätzliche Kon-
sumnachfrage zu  nächst mit den 
bestehenden Kapazitäten gedeckt 
werden können. Deshalb wird es 
kaum zu zusätzlichen Investitionen 
kommen. Alles in allem dürfte das 
Bruttoinlands  produkt um höchs-
tens 0,2% zunehmen1 und nicht 
– wie die Bundesregierung unter-
stellt – um etwa 0,5%. Aber auch 
dieser relativ geringe Ef  fekt ist nur 
dann zu erwarten, wenn die Ursa-
che für die momentane Konsum- 
und Investitionsschwäche – ganz 
im Sinne keynesianischer Prämis-
sen – in zu geringem verfügbaren 
Einkom  men liegt. 
Verfehlte keynesianische Politik
Aber gerade die Gültigkeit 
dieser Annahme muss man – wie 
viele Befra  gungen auch bele  gen 
– bezweifeln. Die Zurückhal-
tung bei Konsum- und Investi-
tionsentscheidun  gen dürfte im We-
sentlichen auf fehlendes Vertrauen 
der Konsu  menten und Investo  ren, 
auf Verunsicherungen über den 
Kurs in der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik, auf Zwei  fel an der 
Lösungskompetenz der Politiker 
für die drän  genden strukturellen 
Probleme unserer Wirtschaft, aber 
auch auf die Furcht vor dem Verlust 
des Arbeits  platzes zu  rückzuführen 
sein. Deutschland hat deshalb in 
erster Linie ein Vertrauens- und 
Strukturproblem und nicht so sehr 
ein Konjunkturproblem. Folglich 
ist eine key  nesia  nische Politik, die 
über allgemeine Steuersenkungen 
zu Nachfrage  ausweitun  gen kom-
men will, schon vom Ansatz her 
verfehlt. 
Wer für ein Vorziehen der dritten 
Entlastungsstufe der Steuerre-
form plädiert, fordert im Prinzip 
eine über die automatischen Sta-
1  Das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) geht von einer Steuerent-
lastung in Höhe von 16,3 Mrd. Euro aus 
und erwartet auf dieser Basis für das Jahr 
2004 eine Zunahme der Wachstumsrate um 
0,3  Prozentpunkte. Vgl. DIW: Deutschland: 
Stagnation schürt Deﬂ  ationsgefahr. DIW Ber-
lin stellt Sommer-Grundlinien 2003/2004 vor, 
Pressemitteilung vom 1.7.2003, S. 2.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 492
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bilisatoren (konjunkturell bedingte 
Steu  ermindereinnahmen und 
Mehrausgaben) hinausgehende 
aktive Kon  junkturpolitik über den 
Staatshaushalt. Einer solchen 
Politik hatte der Bundesminister 
der Finan  zen bisher eine klare 
Absage erteilt. In einer Rede an 
der Humboldt-Univer  sität Berlin 
hatte Eichel im Jahre 2000 ein 
Programm „Finanzpolitik für das 
nächste Jahrzehnt“ entworfen und 
dabei ausgeführt, der Staat müsse 
„in Zukunft auf Feinsteuerung der 
Konjunktur durch die Haushalts-
politik verzichten“2, weil diese nach-
weislich nicht wirk  sam sei. Dem 
kann man nur zustimmen. Nur wird 
jetzt genau das Gegenteil vorge-
schlagen. Auch solche Meinungs-
änderungen dürften zur weite  ren 
Verunsicherung der Bevölkerung 
beitragen. 
Erneuter Vertrauensverlust
Die Erfolgsaussichten der jetzt 
geplanten Steuersenkungen wer-
den noch geringer, wenn man die 
Art der Finanzierung berücksichtigt. 
Wollte man einen möglichst gro  ßen 
expansiven Effekt erreichen, dann 
müsste die Steuerentlastung über 
Kreditauf  nahme ﬁ  nanziert werden, 
wie es nunmehr im Wesentlichen 
auch geplant ist. Dafür besteht im 
Augenblick jedoch kein Spielraum. 
Zusätzliche Kreditaufnahme wäre 
mit erneutem Vertrau  ens  verlust 
der Bürger und Unternehmer ver-
bunden. In  zwischen weiß jeder und 
hat es aus dem Munde des Bun-
desministers der Finanzen auch im-
mer wieder gehört: Erhöhung der 
Verschuldung heute bedingt die 
Steuererhöhungen von morgen. In 
der schon zitierten Rede Eichels 
heißt es unter anderem „Steuer-
senkungen, mit denen wir in neue 
Staatsschulden ausweichen, sind 
ein Betrug an den Steuerzah  lern, 
denn sie bedeuten nur, dass wir 
die Steuererhöhungen der Zukunft 
vorberei  ten“3. Auch dem kann 
man nur zustimmen4. Die ohnehin 
starke Verunsicherung der Konsu-
menten und Investoren würde nur 
noch verstärkt, wenn jetzt erneut 
die Netto  kredit  aufnahme erhöht 
würde.
Hinzu kommt, dass damit für ein 
weiteres (nun schon drit  tes) Jahr 
die Deﬁ  zit  grenze in Höhe von 3,0% 
überschritten würde, die der Stabi-
litäts- und Wachs  tums  pakt vorgibt. 
Auch das wird weiteren Vertrau-
ensverlust zur Folge haben. Die 
erneute Er  höhung der Staatsver-
schuldung er  schwert zudem die 
Sicherung der Geldwertstabi  lität 
und nimmt wegen der stei  genden 
Zins  ausgaben den öffentlichen 
Haushalten für die Zu  kunft den 
ﬁ    nanzpoliti  schen Spiel  raum. Ge-
rade die hierzulande dringend 
ge  botenen Reformen auf dem 
Arbeits  markt, im Bildungswesen 
und in den Sozialversi  cherungen 
verlangen jedoch ﬁ  nanzpolitische 
Handlungsmöglichkeiten.
Vage Andeutungen über 
Ausgabenkürzungen
Wer also Steuersenkungen 
durchsetzen will, muss, um seriös 
zu bleiben, Vorschläge für Aus-
gabenkürzungen sogleich mitlie-
fern. Außer vagen Andeutungen 
ﬁ  ndet sich dazu in den Beschlüs-
sen der Bundesregierung nichts. 
Der angestrebte Subventions-
abbau wird im Jahre 2004 noch 
keine nennenswerten Einsparun-
gen bringen. Nach den Erfahrun-
gen der letzten Jahre sind Aus-
gabenkürzungen aber auch eher 
un  wahrscheinlich. Als der Bund 
nach den Terroran  schlägen in den 
USA im Jahre 2001 ein Sicherheits-
programm im Umfang von 1,5 Mrd. 
Euro beschlossen hatte, da war es 
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3 Ebenda.
4 Gustav Horn hat diese These bestritten. Es 
sei rational für die Bürger, das durch Steu-
ersenkungen zuﬂ  ießende Geld aus  zugeben, 
solange die Steuern noch niedrig sind. Man 
wisse ohnehin nicht, welche Steuer in Zu-
kunft erhöht werde, und deshalb sei auch 
unklar, ob der einzelne Haushalt überhaupt 
betroffen sei. Darauf kommt es allerdings 
gar nicht an. Es reicht, wenn sich in der 
Bevölkerung die Meinung durchsetzt, dass 
Steuersenkungen heute zu Steuererhöhun-
gen morgen führen. Jede Steuererhöhung 
verringert das reale verfügbare Einkommen. 
Es ist deshalb durchaus rational, in Erwar-
tung irgendeiner Steuererhöhung schon 
heute den Konsum einzu  schränken. Vgl. 
Gustav Horn: Wenn die Taktik den Blick 
versperrt, in: Handelsblatt, Nr. 137 vom 
21.7.2003, S. 7.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 493
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angeblich nicht möglich, an  dere 
Ausgaben zu kür  zen, sondern es 
mussten Steuern erhöht werden. 
Als für die Fluthilfe ein Fonds in 
Höhe von 7,1 Mrd. Euro zu ﬁ  nanzie-
ren war, da muss  ten wiederum so-
fort Steuern erhöht werden. Jüngs-
tes Beispiel ist die Finan  zie  rung 
versicherungs  fremder Leistungen 
in der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Dafür (geschätztes Volu-
men etwa 4,5 Mrd. Euro) soll die 
Tabaksteuer erhöht wer  den.
All diese Steuererhöhungen wie 
auch die Ausweitung der Kredit-
aufnahme werden vom Bundesﬁ  -
nanzmi  nis  ter damit begrün  det, 
dass der Haushalt „auf Kante 
genäht” sei, Ausgabenkürzungen 
deshalb nicht mög  lich seien. Die 
öffentli  chen Haushalte in Deutsch-
land verfügen über keinerlei 
Flexibili  tät, was in erster Linie 
darauf zurückzu  führen ist, dass die 
Haushaltsplanung immer wieder 
von viel zu optimistischen Prog-
nosen über die Wirtschaftsent-
wicklung aus  geht. So basiert die 
Haushaltsplanung des Bundes für 
das Jahr 2004 auf einer Zu  nahme 
des Bruttoinlandsprodukts von 2%, 
was eine eher optimistische An-
nahme ist5. Hinzu kommt, dass im 
Entwurf des Haus  haltsplans Kür-
zungen von Ausgaben und Steu-
ervergünstigungen (z.B. Eigen heim-
zulage, Pendlerpauschale) vor   
gesehen sind, die noch der Zustim-
mung des Bundes  rates bedürfen. 
Steigende Nettokreditaufnahme
Ganz abgesehen von den Fol-
gen der Steuerentlastung enthält 
der Haushalt 2004 also schon 
erhebliche Risi  ken. Zusammen 
mit der Kreditﬁ  nanzierung in Höhe 
von 5 Mrd. Euro für das Vorziehen 
der Steuerreform kann das Haus-
haltsde  ﬁ   zit des Bundes deshalb 
leicht über die jetzt geplanten 
30,8 Mrd. Euro hinaus  gehen. Da 
zudem im Jahre 2004 auch die 
Länder mit 6,3 Mrd. Euro und 
die Gemeinden mit 2,2 Mrd. Euro 
die ﬁ   skalischen Folgen der Steu-
erentlastung mit tragen müssen, 
ist auch in ihren Haushalten mit 
steigender Netto  kreditaufnahme 
zu rechnen. 
Die Bun  desregierung verweist 
die Länder und Gemeinden zwar 
darauf, ihre Belastungen aus dem 
Vorziehen der Steuerreform über 
die Mehreinnahmen zu ﬁ  nanzie-
ren, die ihnen zuﬂ  ießen,  wenn 
– wie geplant – die Eigenheim-
zulage gestrichen und die Entfer-
nungspauschale gekürzt wird. Ob 
es allerdings dazu kommt, steht 
noch dahin. Zu  dem gäbe es in 
diesem Fall gar keinen expansiven 
Effekt, weil sich Steuererhöhun  gen 
und Steuersenkungen kompen-
sieren würden. Die Grenze für das 
gesamtstaatli  che Deﬁ   zit dürfte im 
Jahre 2004 mit Sicherheit über-
schritten werden. Dazu trägt auch 
bei, dass die zur Finanzierung der 
Steuerentlastung ge  planten Priva-
tisierungserlöse in Höhe von etwa 
2 Mrd. Euro die Deﬁ  zitquote  (in 
Ab  grenzung des Maastrichter Ver-
trages) nicht sen  ken. 
Ungewisser 
„Selbstﬁ  nanzierungseffekt“
Die Probleme, die sich jetzt 
bei der Finanzierung einer durch-
aus gebotenen Steuer  senkung 
ergeben, sind allerdings bereits 
vor Jahren angelegt worden. Die 
(Net  to-) Entlastungen der Steu-
erreform 2000 sind nicht durch 
Ausgabenkür  zungen ﬁ  nan  ziert 
worden; die Bundesregierung hat 
vielmehr auf einen Wachs  tums-
effekt ge  setzt: Steu  ersenkun  gen 
sollten über mehr Konsum und 
Investi  tionen zu mehr Wachstum 
und Beschäfti  gung und damit auch 
zu höheren Steuereinnahmen füh-
ren. Wenn dieser Zu  sammenhang 
grundsätzlich auch nicht zu 
bestreiten ist, so bleibt doch un-
gewiss, wann und in wel  chem 
Ausmaß ein sol  cher „Selbstﬁ  nan-
zierungsef  fekt” ein  tritt. In den 
Jahren 2001 bis 2003 ist er aus-
geblieben. Die Konse  quenzen zei-
gen sich inzwi  schen in den Haus-
halten aller Ge  bietskörperschaf  ten; 
die hohen Deﬁ  zite sind auch Folge 
der im Rahmen der Steuerreform 
2000 bereits gewährten Steuer-
senkungen. Offen  bar reicht der 
Bundesregierung diese Er  fah  rung 
aber nicht. 
Das Vorziehen der dritten Ent-
lastungsstufe soll nun nach dem 
gleichen Mus  ter ﬁ  nanziert wer  den: 
zunächst über Kreditaufnahme und 
dann über „Selbstﬁ    nanzie  rung“. 
Es ist zu befürchten, dass sich 
die schlechten Erfah  rungen der 
Vorjahre wie  derholen. Vertreter der 
Partei „Bündnis 90/Die Grünen“, 
die zunächst gefordert hatten, „die 
Neuverschuldung … gegen Null 
zu fahren“6, glauben zwar zu wis-
sen, dass sich rund ein Drittel der 
geplan  ten Steuersenkung im Jahre 
2004 „selbst ﬁ  nan  zieren“ wird7 und 
in diesem Um  fang die Kreditﬁ  -
nanzierung zurückgeführt werden 
kann. Selbst wenn das zutref  fen 
würde, bliebe aber immer noch ein 
erhebliches zusätzli  ches Deﬁ  zit  in 
den öffent  lichen Haushalten, was 
die gesamtstaat  liche Deﬁ  zit  quote 
deutlich über die Grenze von 3,0% 
treiben würde.
5 Banken und Institute erwarten im Mittel ein 
Wirtschaftswachstum in Höhe von 1,4% im 
Jahr 2004; vgl. o.V.: Deutschland: Ökonomen 
reduzieren Prognose, in: Handelsblatt, Nr. 
136 vom 18.7.2003, S. 8.
6 So die Abgeordnete Eichstädt-Bohlig noch 
am Tage vor der Entscheidung über das 
Finanzierungskonzept. Vgl. o.V.: SPD-Frak-
tionsvize verteidigt höhere Neuverschul-
dung für Steuerreform, in: Netzeitung vom 
16.7.03, http://www.netzeitung.de/spezial/
sozialreformen/247323.html (16.7.2003).
7 Vgl. o.V.: Kritik am Steuerkurs von FDP 
und CSU, in: Handelsblatt, Nr. 132 vom 
14.7.2003, S. 3.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 494
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 Kreditﬁ  nanzierung bleibt nicht 
einmalig
Angesichts dieser Perspektiven 
hat die Bundesregierung offenbar 
Angst vor der ei  genen Courage 
bekommen und trägt nun eine 
neue Argumentation vor, die zuvor 
bereits vom SPD-Generalsekretär 
Scholz und dem SPD-Fraktions-
vorsitzenden Müntefering ent   
wickelt worden ist. Danach sei 
die für das Jahr 2005 gesetzlich 
be  schlossene Steuersenkung be 
  reits in der Finanz  planung berück-
sichtigt, das Vorzie  hen auf 2004 
stelle also lediglich ein „vorüber-
ge  hen  des Liquiditätsproblem“ 
(Scholz) dar und daher könne 
auf  einmalige  Kreditaufnahmen 
und auf Privatisierungser  löse 
zurückgegriffen werden. „Des-
halb wird der Bund die einmalige 
Zusatzbelastung in der Höhe von 
5 Mrd. EUR für den Bundeshaus-
halt durch zusätzliche Kredite 
ﬁ    nanzie  ren.“8 
Auch diese Auffassung ist un-
zutreffend: Die im Jahre 2000 auf-
gestellten Finanz  pläne haben sich 
längst als Makulatur herausgestellt, 
weil sie von viel zu op  timistischen 
Annahmen über die wirtschaft-
liche Entwicklung in den Jah  ren 
2001 bis 2005 ausgegangen sind. 
Würde die dritte Entlastungsstufe 
erst – wie beschlossen – im Jahre 
2005 verwirklicht, würden sich die 
gleichen Finanzierungs  probleme 
erge  ben, wie sie jetzt für den Fall 
des Vorziehens diskutiert werden. 
Die Bundesregierung hat nämlich 
im Jahre 2000 für die Finanzie-
rung der (Netto-)Ent  lastung kein 
überzeu  gendes Finanzierungskon-
zept (konkret: keine Vorschläge für 
Ausgabenkürzungen) vorgelegt, 
sondern ausschließlich darauf 
vertraut, dass der schon erwähnte 
„Wachstumseffekt“ oder „Selbst-
ﬁ  nanzierungseffekt“  eintritt.  Dass 
es nicht nur um einmalige Kredit-
ﬁ   nanzierung im Jahre 2004 geht, 
folgt auch daraus, dass Subven-
tionstatbestände in der Umsatz-
steuer abgebaut werden sollen, 
„um die zusätzlichen Zinsausga-
ben einer erhöhten Neuverschul-
dung nachhaltig zu ﬁ  nanzieren“9.
Steuersenkungen verlangen 
Ausgabenkürzungen
Für die Finanzierung gibt es nur 
einen überzeugenden Weg: Steu-
ersenkungen ver  langen Ausga-
benkürzungen. In der Reihen  folge 
müssten sogar zunächst deutliche 
Erfolge beim Kürzen der Ausgaben 
erzielt werden, die dadurch frei 
werdenden Mittel könnten dann für 
Steuersenkungen genutzt wer  den. 
Empirische Untersuchungen sowie 
Erfahrungen in anderen Ländern 
belegen, dass ein Programm mit 
überzeu  genden und glaubwürdi-
gen Schritten zur Umstrukturierung 
und Kürzung von öffentli  chen 
Ausga  ben (vor allem der staatli-
chen Konsumausgaben) Vertrauen 
schaffen und schon nach kurzer 
Zeit positive Wachstums- und Be-
schäftigungseffekte bringen kann. 
Die von der Bundesregierung 
seit Monaten inszenierte Diskus-
sion zunächst um vielfältige Steu-
ererhöhungen, dann plötzlich um 
Steuerentlastungen und vor al  lem 
die Ankündigung einer weiteren 
Erhöhung der Kreditaufnahme, 
die augen  scheinliche Unfähigkeit, 
Ausgabenkürzungen durchzuset-
zen, und die Aufgabe zu  nächst 
beschworener Grundsätze der 
Finanzpolitik (Eichels „Finanzpolitik 
mit Leit  planken“) bewirken dage-
gen genau das Gegenteil. In einem 
solchen Umfeld können Steuer-
senkungen letzten Endes keine 
nennenswerten positiven Effekte 
auf die Konjunktur auslösen.
Prinzipien „guter“ Steuerpolitik
Zudem geht es in Deutschland 
nicht in erster Linie um Steuer-
senkungen zur Ankur  belung der 
Konjunktur, sondern auch um 
eine glaubwürdige, mittelfristig 
orientierte Steuerreform, die sich 
an den Prinzipien einer „guten“ 
Einkommensteuer ausrichtet, 
wie sie in der wissenschaftlichen 
Diskussion seit langem erarbeitet 
worden sind10: Alle Einkommen 
ohne Rücksicht auf Quelle und 
Verwendung müssen nach einem 
ein  heitlichen – deutlich abgesenk-
ten – Tarif besteuert werden. Das 
ist die bekannte Forderung nach 
breiter Bemessungsgrundlage und 
niedrigen Steuersätzen in der Ein-
kommensteuer. Nur so kann man 
zu einer gerechten Besteuerung 
kommen, die zudem Anreize für 
mehr Leistungen und Investitionen 
setzt und damit auch mehr Wachs-
tum und Beschäftigung bringen 
wird. Davon sind die Steuerpläne 
der Bundes  regie  rung leider weit 
entfernt. Erst wenn man eine sol-
che Konzeption verwirklicht hätte, 
könnte auch zuverlässig entschie-
den werden, was Steuervergünsti-
gungen sind, die mithin abgebaut 
werden müssten. 
In der Steuerpolitik der Bundes-
regierung gibt es solche Prinzipien 
nicht. Steuerpolitik richtet sich 
vielmehr seit langem lediglich an 
Situationen aus, die sich aus ﬁ  ska-
lischen, wahltaktischen, parteipo-
litischen und koa  litionspolitischen 
Überlegungen ergeben. Die Pläne 
zum Vorziehen der dritten Ent-
lastungsstufe sind auch von dieser 
Art.
8 Bundesministerium der Finanzen: Steuerre-
form: Wachstumsimpuls auf der Basis nach-
haltiger Modernisie  rung, Pressemitteilung 
vom 16.7.2003, S. 2.
9 Ebenda. Hervorhebung vom Verfasser.
10 Vgl. hierzu Rolf Peffekoven: Die Steuer-
reform – Zum „Wann“ und „Wie“ der Durch-
führung, in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 
50. Jg. (2001), H. 1, S. 85-93 und die dort 
angeführte Literatur.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 495
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Klaus F. Zimmermann
Die Steuerreform kreditﬁ  nanziert vorziehen!
D
ie makroökonomische Ge-
samtlage der deutschen 
Wirtschaft bleibt trotz zahlreicher 
Wiederbelebungsversuche und 
den wiederholten Abgesängen 
professioneller Gesundbeter auch 
zur Jahresmitte 2003 ziemlich 
trostlos1. Die gesamtwirtschaftli-
che Leistung in Deutschland sank 
auch im zweiten Quartal dieses 
Jahres. Nachdem damit die Pro-
duktion im zweiten Quartal in Folge 
zurückging, muß jetzt technisch 
gesehen sogar von einer Rezessi-
on gesprochen werden. Zwar kann 
man in einer fairen qualitativen 
Bewertung der Lage nur von einer 
Vertiefung der anhaltenden Stag-
nation sprechen. Doch dauert nun 
der konjunkturelle Schwächeanfall 
der deutschen Ökonomie bereits 
drei Jahre. Auch ist erkennbar, 
daß sich diese Entwicklung im 
dritten Quartal 2003 fortsetzt und 
bestenfalls zum Jahresende in ein 
kriechendes Plus einmündet. 
Die weltwirtschaftliche Lage ist 
dabei wenig hilfreich. Zwar wird 
sich die amerikanische Ökonomie 
stabilisieren und 2004 wieder ein 
Wachstum von über 3% vorlegen. 
Doch hemmt der starke Euro-Kurs 
die Übertragung konjunktureller 
Impulse auf Europa erheblich. 
Die Unsicherheiten des Wieder-
aufbau-Engagements im Irak, die 
Irritationen des amerikanischen Ar-
beitsmarktes und die langfristigen 
Konsequenzen des ansteigenden 
amerikanischen Budgetdeﬁ  zits 
machen eine Aufwertung des Dol-
lars wenig wahrscheinlich. So wird 
der Euroraum mangels eigener 
dynamischer Elemente wohl 2003 
mager stagnieren und 2004 nur ge-
mäßigt mit etwa 1,5% wachsen.
Eine wirtschaftliche Erholung in 
Deutschland kann sich also nicht 
auf Faktoren der Außenwirtschaft 
stützen, wie das im Drehbuch 
deutscher Wirtschaftsaufschwün-
ge nach dem zweiten Weltkrieg 
immer wieder festgeschrieben 
wurde. Das Exportklima kühlt sich 
derzeit bereits ab, die Ausfuhren 
tragen nicht nur die deutsche Wirt-
schaftsentwicklung nicht mehr, sie 
schaden ihr deshalb sogar. Zwar 
ist getrieben von der Debatte über 
die Steuerreform und die Akzente 
der Strukturreformen der sozialen 
Sicherungssysteme das Konsum- 
und Investitionsklima günstiger 
geworden. Diese Erwartungen 
werden sich aber in diesem Jahr 
nicht mehr realisieren. So ist 2003 
mit einer negativen Stagnation und 
2004 nur mit einem mäßigen Auf-
schwung zu rechnen, der etwa im 
europäischen Durchschnitt liegt. 
Das reicht nicht aus, um den weite-
ren Aufbau der Arbeitslosigkeit bis 
weit in das nächste Jahr hinein zu 
stoppen. 
Dazu kommt: Die so lange un-
gelösten Strukturfragen auf dem 
Arbeitsmarkt und bei den sozialen 
Sicherungssystemen, der zu spät 
gestartete Prozeß der Sanierung 
der öffentlichen Finanzen und die 
vernachlässigten Investitionen in 
Infrastruktur, Forschung und Bil-
dung erschweren die Chance, eine 
nachhaltige Stärkung des deut-
schen Wachstums einzuleiten. Die 
deutsche Wirtschaftspolitik steht 
deshalb vor einem komplizierten 
Drei-Sprung: Erforderlich ist ers-
tens ein Vorziehen der Steuerre-
form, die 2004 kreditﬁ  nanziert  er-
folgen muß, um einen vernünftigen 
konjunkturellen Impuls auszulösen. 
Zweitens muß der Stabilitäts- und 
Wachstumspakt in diesem und im 
nächstem Jahr ﬂ  exibel  interpre-
tiert werden, ohne die langfristige 
Sanierung der Staatsﬁ  nanzen aus 
dem Auge zu verlieren. Drittens 
müssen nachhaltige Strukturrefor-
men des Arbeitsmarktes und der 
sozialen Sicherungssysteme zügig 
eingeleitet werden, ohne kurzfris-
tige makroökonomische Destabili-
sierungen hinzunehmen. 
Solche komplexen Strategien 
strapazieren die Möglichkei-
ten des politischen Systems in 
Deutschland, das simple Lösungen 
präferiert. Das würde aber hier 
geradezu in die Sackgasse führen. 
Strukturreformen ohne eine Sensi-
bilität für die makroökonomischen 
Rahmenbedingungen führen tiefer 
in die konjunkturelle Krise. Ein ﬁ  s-
kalpolitisches Feuerwerk dagegen 
ohne substantielle strukturelle Än-
derungen würde die Lähmung der 
wirtschaftlichen Kräfte verstärken, 
sobald das ausgelöste Strohfeuer 
verbrannt ist. 
Effekte des Vorziehens
Das Bundeskabinett hat inzwi-
schen das Vorziehen der dritten 
Stufe der Steuerreform von 2005 
auf 2004 beschlossen. Nach der 
bisherigen öffentlichen Diskussion 
ist davon auszugehen, daß die Op-
position dies durch ihre Mehrheit 
im Bundesrat nicht grundsätzlich 
blockiert, jedenfalls wenn die baye-
rische Landtagswahl überzeugend 
abgeschlossen wird. 
Die Entlastungswirkungen sind 
erheblich2, sie konzentrieren sich 
aber stärker auf die Steuerpﬂ  ich-
tigen mit höheren Einkommen. Die 
vollen Wirkungen ergeben sich 
allerdings erst, nachdem die Ver-
anlagungen für das Kalenderjahr 
2004 vollzogen wurden. Es könnte 
daher sein, daß ein geringerer Teil 
der Entlastung erst in den nächsten 
Jahren bei den Steuerpﬂ  ichtigen 
1 Eine ausführliche Analyse der wirtschaftli-
chen Lage ﬁ  ndet sich im Wochenbericht des 
DIW Berlin, Tendenzen der Wirtschaftsent-
wicklung 2003/2004, Nr. 27-28, 2003 und im 
Wochenbericht des DIW Berlin: Konjunkturel-
le Entwicklung weiter labil, Nr. 32, 2003.
2 Eine genauere Ausarbeitung der Wirkungen 
mit und ohne Gegenﬁ   nanzierung gibt der 
Wochenbericht des DIW Berlin: Tendenzen 
der Wirtschaftsentwicklung 2003/2004, Nr. 
27-28, 2003.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 496
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ankommt, soweit die Vorauszah-
lungen der Selbständigen oder der 
Bezieher von hohen Kapitalein-
kommen nicht ausreichend ange-
paßt werden.
Auch muß für die konjunkturelle 
Wirkungsanalyse des Vorziehens 
der Steuerreform beachtet werden, 
wie die Gegenﬁ  nanzierung erfolgt. 
Dabei ist es wichtig zu berücksich-
tigen, daß neben dem Bund auch 
Länder und Gemeinden erheblich 
belastet werden. Insbesondere 
die maroden Gemeindeﬁ  nanzen 
lassen vermuten, daß es bei der 
Umsetzung zu erheblichen Proble-
men kommen wird. Die Debatte um 
die Reform der Gemeindeﬁ  nanzen 
muß deshalb parallel zum Ab-
schluß gebracht werden. Werden 
im Ergebnis die Steuerausfälle bei 
den Kommunen durch eine Rück-
führung der Infrastrukturinvestitio-
nen kompensiert und bei Bund und 
Ländern durch einen Abbau von 
Subventionen gegenﬁ  nanziert,  so 
kann das konjunktur- und wachs-
tumspolitisch bedenklich sein. 
Der Bund will nach den bisheri-
gen Ankündigungen seine Ausfälle 
2004 überwiegend durch Kredit-
aufnahme und Privatisierungen 
ﬁ  nanzieren. Tun dies auch Länder 
und Gemeinden, dann kann bereits 
im Jahre 2004 das Wirtschafts-
wachstum um 0,3 Prozentpunkte 
und 2005 um 0,4 Prozentpunkte 
höher sein, als es sonst wäre. Für 
2004 bedeutet dies, daß statt der 
vom DIW Berlin prognostizierten 
1,3% ein Wachstum von 1,6% 
möglich wäre. Der Gesamteffekt 
einer Konjunkturstimulierung bleibt 
also bescheiden. Wird allerdings 
das Vorziehen der Steuerreform 
komplett durch Sanierungsmaß-
nahmen gegenﬁ  nanziert,  dann 
verpufft der konjunkturelle Effekt 
vollkommen.
Bei einer durch Deﬁ  zite  aus-
geglichenen Maßnahme geht der 
größte Einﬂ   uß von einer deutli-
chen Verbesserung der privaten 
Konsumnachfrage aus. Aber auch 
die privaten Investitionen würden 
ansteigen. 2004 würde die Spar-
quote der privaten Haushalte zwar 
auch deutlich zunehmen, was den 
konjunkturellen Effekt zunächst 
abschwächt, das Sparverhalten 
würde sich aber bald wieder an-
passen. Dazu kommt, daß die 
Sparquote bereits in letzter Zeit 
durch „Angstsparen“ angewach-
sen war und sich der Konsumstau 
in absehbarer Zeit lösen wird. Die 
privaten Haushalte reagieren mit 
ihren Konsumausgaben aber ins-
gesamt eher zögerlich auf Einkom-
menserhöhungen.
Das öffentliche Deﬁ  zit  erhöht 
sich durch das kreditﬁ  nanzierte 
Vorziehen der Steuerreform 2004 
fast im gesamten Umfang der 
Steuersenkung. Die Deﬁ  zitquote 
nach dem Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt, das Budgetdeﬁ  zit bezo-
gen auf das Bruttoinlandsprodukt, 
würde sich durch die Maßnahme 
um 0,7 Prozentpunkte erhöhen. 
Dies bedeutet bei Umsetzung die 
faktische Aussetzung des Paktes, 
wie kreativ immer die Politik das 
benennen wird.
Der Stabilitätspakt vor dem Ende?
Stabilität im europäischen Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt ist 
ﬁ   skalische Stabilität, Ziel ist der 
mittelfristige Budgetausgleich. 
Eine Monoﬁ  xierung der Politik auf 
diese Dimension übersieht nicht 
nur, daß Budgetausgleich kein 
Selbstzweck ist, sondern sie igno-
riert auch, daß das Hineinsparen 
in eine wirtschaftliche Krise die 
Möglichkeiten reduziert, dieses 
Ziel auch zu erreichen. 
Die ﬁ  skalische  Stabilisierung 
ist um so leichter erreichbar, je 
besser sich die konjunkturelle 
Lage darstellt. Länder mit hohem 
Wirtschaftswachstum haben grö-
ßere Erfolge bei der Budgetsta-
bilisierung erreicht als Länder mit 
niedrigem Wachstum. Insoweit 
ist das Ziel der Vermeidung von 
Konjunkturschwankungen nicht im 
Widerspruch mit der mittelfristigen 
ﬁ  skalischen Stabilisierung. Der Wi-
derspruch entsteht nur durch die 
naive Fixierung des europäischen 
Paktes auf eine jährliche Zielab-
grenzung und die Wahl einer Ziel-
deﬁ  nition, die von den politischen 
Akteuren nur begrenzt beeinﬂ  ußt 
werden kann. Besser wäre es, die 
ﬁ  skalische Stabilisierung mittelfris-
tig an der Entwicklung der staatli-
chen Ausgaben festzumachen.
Auch aufgrund der mittelfristig 
nötigen Erfüllung des ﬁ  skalischen 
Paktes verstärken die Einnahmen-
ausfälle die Notwendigkeit für eine 
mittelfristige harte Haushaltssanie-
rung und somit den Reformbedarf. 
Das Vorziehen der Steuerreform 
bedeutet nur eine einmalige kredi-
täre Vorﬁ   nanzierung. Wenn damit 
dauerhafte Ausgabenreduktionen 
im Staatshaushalt und drastische 
Sanierungsanstrengungen bei den 
sozialen Sicherungssystemen und 
am Arbeitsmarkt erkauft werden 
können, dann rechnet sich diese 
Maßnahme auch aus Sicht einer 
vorausschauenden Strukturpolitik. 
Gleichzeitig entsteht ein erhöh-
ter Druck für eine Reform des eu-
ropäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes, die angesichts der 
offensichtlichen Mängel dringend 
notwendig erscheint3. Selbst eine 
begrenzte makroökonomische Kri-
se, wie sie sich derzeit in Europa 
darstellt, bringt die Ausführung des 
Paktes in allen größeren Mitglieds-
staaten in Schwierigkeiten. Dies 
kann für die Glaubwürdigkeit des 
Paktes und der dahinterstehenden 
ﬁ   skalischen Strategie nicht gut 
sein. Nur funktionierende Regeln 
werden auf Dauer die gewünsch-
ten Effekte zeigen.
Bei der Sanierung der öffentli-
chen Haushalte ist zu beachten, 
daß Investitionen in Sach- und 
Humankapital, die das Wirtschafts-
wachstum langfristig erheblich 
3 Zur Reformdiskussion um den Stabili-
täts- und Wachstumspakt mit weiteren 
Literaturhinweisen vgl. Tilman Brück, 
Andreas Cors, Rudolf Zwiener, Klaus F. 
Zimmermann: Stability Criteria and Con-
vergence: The Role of the System of National 
Accounts for Fiscal Policy in Europe, in: All-
gemeines Statistisches Archiv, 87 (2003), S. 
113 – 131; und Klaus F. Zimmermann: Zur 
unabdingbaren Reform des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, in: Zeitschrift für Staats- 
und Europawissenschaften, 1 (2003), S. 230 
- 239. Zur Frage der Selbstbindung durch 
internationale Kontrakte und dem Pakt vgl. 
Ralph  Rotte,  Klaus F. Zimmermann: 
Fiscal Restraint and the Political Economy 
of EMU, in: Public Choice, 94 (1998), S. 385 
- 406.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 497
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mittragen, geschützt werden. Die 
Sanierungsaufgabe erhält somit 
neben dem quantitativen ein qua-
litatives Element. Das erfordert 
für den Bund eine Verpﬂ  ichtung 
zur stärkeren Förderung von For-
schung, Innovationen, Bildung 
und Wissenschaft. Es zwingt die 
Gebietskörperschaften aber auch, 
dem schwächsten Glied in der 
Kette, den Kommunen, größere 
Spielräume zum Stopp des be-
drohlichen Rückgangs der Infra-
strukturinvestitionen zu geben.
Neben einer Beschränkung 
der Personalaufwendungen im 
öffentlichen Dienst, die nur sehr 
langfristig zu erreichen ist, muß 
die Haushaltssanierung durch den 
Abbau von Subventionen weiter 
vorangetrieben werden. Will man 
keine Anwendung des „Rasenmä-
her-Prinzips“, dann stellt sich die 
politisch schwierige Frage nach 
der Auswahl der Maßnahmen. 
Dabei können das Einsparpotential 
oder eine vermutete Kosten-Nut-
zen-Analyse Gestaltungshinweise 
geben. Aufgrund ihrer Dimension 
wie aber auch aufgrund der man-
gelnden Notwendigkeiten bieten 
sich hier eine Reihe von Optionen 
an: Die Wohnungsbauförderung 
ist angesichts des Überangebots 
kaum noch vertretbar. Die steuer-
liche Abzugsfähigkeit von Fahrt-
kosten zwischen Wohnung und 
Arbeitsplatz ist bei einem Miet-
gefälle zwischen  Stadt und Land 
nicht gerechtfertigt; auch sprechen 
ökologische Gründe dagegen. Es 
bleibt auch zweifelhaft, warum 
die Ableistung von Überstunden 
und Nacht- und Wochenendarbeit 
durch Steuerbefreiung gefördert 
werden muß. Die Förderung der 
Agrarwirtschaft und des Steinkoh-
lebergbaus könnte zügiger zurück-




Gelegentlich wird argumentiert, 
das - gar kreditﬁ  nanzierte - Vorzie-
hen der Steuerreform sei schädlich, 
da dies den Reformdruck auf das 
politische System mindern würde. 
Erst in einer großen wirtschaftli-
chen Krise seien die notwendigen 
harten Maßnahmen umsetzbar. 
Dies hat eine zynische Komponen-
te, da bewußt eine Krise herbeige-
führt wird, um den Leidensdruck zu 
verstärken. Damit könnte etwa bei 
den öffentlichen Haushalten in die 
drohende Rezession hineingespart 
werden. 
Es ist fraglich, ob dies eine 
tragfähige, transparente politische 
Strategie sein kann. Die Erfolgs-
chancen einer solchen Politik 
wären angesichts praktischer Le-
benserfahrungen zweifelhaft. Auch 
widerspricht dies Erfahrungen der 
Innovationspolitik in den Unter-
nehmen. In Krisenzeiten wird rati-
onalisiert, aber die entscheidenden 
Produkt-Innovationen werden erst 
bei günstigen wirtschaftlichen Er-
wartungen durchgeführt. Für den 
politischen Prozeß gilt auch, daß 
das kreditﬁ  nanzierte Vorziehen der 
Steuerreform einige strukturpoliti-
sche Maßnahmen leichter durch-
setzbar macht.
Umgesetzt auf den Reform-
prozeß heißt dies, daß die ma-
kroökonomischen Wirkungen der 
Reformmaßnahmen abgeschätzt 
und bei der Gestaltung der zeitli-
chen Abläufe einbezogen werden 
müssen. So kann vermieden 
werden, daß die notwendigen Be-
grenzungen in den Ausgaben der 
Sicherungssysteme rezessive Ef-
fekte auslösen. Umgekehrt dürfen 
die Anreizwirkungen konsequenter 
Reformen für die Arbeits- und 
Leistungsbereitschaft der Bürger 
und ihrer vertrauensstiftenden Wir-
kungen für die Verbesserung der 
Konsum- und Investitionsaktivität 
nicht gering geschätzt werden. Das 
Konsum- und Investitionsklima in 
Deutschland hat sich auch ohne 
harte neue Fakten verbessert. Dies 
sollte auch Ausdruck des durch die 
vorgezogene Steuerreform und 
den einsetzenden Reformprozeß 
gewachsenen Vertrauens sein, 
daß sich die deutsche Gesellschaft 
jetzt auf dem richtigen Weg beﬁ  n-
det. Dies muß jetzt durch eine Ver-
tiefung der Reformprozesse, aber 
auch durch den unverzüglichen 
Beschluß zur Steuerreform rasch 
bestärkt werden. 
Strategische Bindungen der 
Politikmaßnahmen
Ein makroökonomischer Flan 
kenschutz zur Bekämpfung kurz-
fristiger Störungen und die struk-
turpolitischen Maßnahmen, die 
über einen längeren Zeitraum am 
Arbeitsmarkt, im Gesundheitssys-
tem, bei den Renten und in den 
öffentlichen Haushalten umgesetzt 
werden sollen, müssen in einen 
konzeptionellen Gesamtzusam-
menhang gebracht und glaubwür-
dig vermittelt werden. Eine Ausset-
zung des europäischen Stabilitäts-
paktes und ein kreditﬁ  nanziertes 
Vorziehen der Steuerreform kann 
nur umgesetzt werden, wenn damit 
eine glaubwürdige Verpﬂ  ichtung 
auf eine mittelfristige Haushalts-
sanierung und eine konsequente 
Reformierung des Arbeitsmarktes 
und der sozialen Sicherungssyste-
me verbunden ist. 
Dabei geht es um die rechtlich 
zuverlässige Selbstbindung und 
um die Tiefe und die Qualität der 
notwendigen Maßnahmen. Bun-
desregierung, Bundestag und
Bundesrat müssen bald zu auch 
langfristig überzeugenden Kon-
zepten kommen. Hier gibt es für 
den Herbst noch erheblichen 
Nachsteuerbedarf. 
Dann sollten sich diese Institu-
tionen in einer Erklärung binden, 
die gefundenen mittelfristigen 
Sanierungsmaßnahmen der Haus-
halte und der sozialen Institutionen 
künftig nicht mehr vordergründi-
gen politischen Opportunitäten 
zu opfern. Mit dem europäischen 
Stabilitäts- und Wachstumspakt 
ist in diesem Zusammenhang 
sensibel umzugehen. Er ist ein 
Instrument der Selbstbindung na-
tionaler Politik durch internationale 
Verträge4. Diese an sich positive 
Einrichtung darf nicht angesichts 
von Konstruktionsmängeln kaputt 
reformiert werden.
4 Vgl. Ralph Rotte,  Klaus F. Zimmer-
mann, a.a.O.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 498
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Eckhardt Wohlers
Steuerentlastung auf Pump keine Lösung
D
ie deutsche Wirtschaft beﬁ  n-
det sich in einer ausgeprägten 
wirtschaftlichen Flaute, die schon 
rund drei Jahre anhält. In der ers-
ten Hälfte dieses Jahres war die 
gesamtwirtschaftliche Produktion 
sogar erneut leicht rückläuﬁ  g. Zwar 
gibt es begründete Hoffnung, dass 
es in der zweiten Hälfte dieses 
Jahres im Gefolge der Erholung der 
Weltwirtschaft auch in Deutschland 
zu einer konjunkturellen Belebung 
kommt. Sie wird aber nur verhalten 
sein und auch im nächsten Jahr 
– unter den derzeit absehbaren 
Rahmenbedingungen – keine 
große Dynamik entwickeln1. Nach 
Stagnation in diesem Jahr wird 
das reale Bruttoinlandsprodukt im 
Jahre 2004 wohl um etwa 1½  % 
steigen, davon geht aber rund ein 
halber Prozentpunkt auf das Konto 
einer ungewöhnlich hohen Zahl 
von Arbeitstagen.
Angesichts der anhalten-
den Wachstumsschwäche wird 
Deutschland auch in diesem Jahr 
das Deﬁ  zitkriterium des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes verfehlen. 
Das Finanzierungsdeﬁ  zit  des 
Staates wird mit 3,7% des Brut-
toinlandsprodukts in diesem Jahr 
die im Maastricht-Vertrag festge-
legte Obergrenze von 3% erneut 
deutlich überschreiten, und auch 
für das kommende Jahr erscheint 
ein Unterschreiten dieser Grenze 
unter Status-quo-Bedingungen als 
wenig wahrscheinlich. Es besteht 
somit weiterhin erheblicher Konso-
lidierungsbedarf.
Vorziehen der Steuerentlastung 
soll Konjunktur anregen
Trotz der angespannten Haus-
haltslage hat die Bundesregierung 
beschlossen, die ursprünglich für 
das Jahr 2005 vorgesehene dritte 
Stufe der „Steuerreform 2000“ auf 
das Jahr 2004 vorzuziehen, um 
der Konjunktur und insbesondere 
dem schwachen privaten Ver-
brauch neue Impulse zu geben. 
Die Steuerzahler würden dadurch 
im kommenden Jahr um 15½ Mrd. 
Euro entlastet; zusammen mit den 
gleichzeitig in Kraft tretenden Steu-
ersatzsenkungen der zweiten Stufe 
der Steuerreform, die zur Finan-
zierung der Schäden des Hoch-
wassers vom August 2002 um ein 
Jahr auf 2004 verschoben worden 
war, ergibt sich sogar eine Entlas-
tung um 21,8 Mrd. Euro2. Von den 
Steuerausfällen, die durch das Vor-
ziehen der letzten Stufe der Steu-
erreform entstehen, entfallen rund 
7 Mrd. Euro auf den Bund, die rest-
lichen 8½ Mrd. Euro auf die Länder 
und – zum kleineren Teil – auf die 




und eine erhöhte Kreditaufnahme 
ausgleichen; bei den Ländern und 
Gemeinden soll dies – soweit sie 
nicht auch vom Subventionsabbau 
proﬁ  tieren – offenbar in erster Linie 
über mehr Schulden geschehen.
Das Vorziehen der letzten Stu-
fe der Steuerreform auf das Jahr 
2004 scheint inzwischen weithin 
akzeptiert. Gestritten wird aber 
noch darum, ob die damit ver-
bundenen Steuerausfälle durch 
eine höhere Kreditaufnahme aus-
geglichen oder ob sie ganz oder 
zumindest überwiegend durch 
Ausgabenkürzungen und/oder den 
Abbau von Steuervergünstigungen 
ﬁ   nanziert werden sollen, so dass 
das Budgetdeﬁ  zit des Staates da-
von weitgehend unberührt bliebe. 
Die Diskussion krankt allerdings 
daran, dass oft nicht hinreichend 
klar wird, worum es eigentlich 
geht: um die Finanzierung des 
Vorziehens der letzten Stufe der 
Steuerreform um ein Jahr oder um 
die Steuerentlastung selbst. Die 
Debatte wäre sicherlich weniger 
kontrovers, wenn die dritte Stufe 
der Steuerreform in ein mittel-
fristiges Konsolidierungskonzept 
eingebettet wäre und im Rahmen 
dieses Konzeptes eine Gegenﬁ  -
nanzierung in dem Sinne bestün-
de, dass das Budgetdeﬁ  zit  durch 
die Steuerentlastung nicht oder 
allenfalls vorübergehend steigen 
würde. In diesem Falle würde der 
mittelfristige Konsolidierungspfad 
nur graduell berührt, und der Kon-
solidierungszeitplan würde einge-
halten. Es wäre somit lediglich das 
Vorziehen der Steuerentlastung 
um ein Jahr zu kompensieren. Die 
temporären Steuerausfälle könn-
ten dann durchaus über zusätzli-
che Privatisierungserlöse ﬁ  nanziert 
werden, und auch eine einmalig 
höhere Kreditaufnahme wäre we-
niger bedenklich. 
Allerdings ergäbe sich in diesem 
Falle eine aus konjunktureller Sicht 
wenig wünschenswerte Konse-
quenz: Im Jahre 2004 würde die 
Konjunktur durch das Vorziehen 
der Steuerreform zwar angeregt, 
im Jahre 2005 ergäbe sich aber be-
reits wieder ein dämpfender Effekt, 
weil dann die zur Finanzierung der 
Steuerentlastungen vorgesehenen 
Maßnahmen zu greifen beginnen. 
Viel gewonnen wäre somit nicht, es 
1 Vgl. Jörg Hinze, Eckhardt Wohlers:  Kon-
junktur ohne Schwung, in: WIRTSCHAFTS-
DIENST, 83. Jg. (2003), H. 7, S. 469 ff.
2 Vgl. Entwurf des Bundeshaushalts 2004 
und Finanzplan des Bundes 2003 bis 2007, 
in: Bundesministerium der Finanzen, Mo-
natsbericht Juli 2003, S. 37 f.
3 Im Haushaltsplan 2004 sind bereits Maß-
nahmen zum Subventionsabbau vorgesehen, 
so etwa der Wegfall der Eigenheimzulage. Da 
dort das Vorziehen der dritten Stufe der Steu-
erreform noch nicht berücksichtigt ist, wären 
weitergehende Maßnahmen notwendig.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 499
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sei denn, die vorgezogene Steuer-
entlastung würde im Jahre 2004 zu 
einem kräftigen Schub führen, so 
dass die nachfolgenden dämpfen-
den Effekte auf eine bereits deut-
lich gefestigte Konjunktur träfen 
und somit möglicherweise weniger 
stark zu Buche schlagen würden.
Es muss allerdings bezweifelt 
werden, dass die dritte Stufe der 
Steuerreform für den ursprüng-
lich vorgesehenen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens, das Jahr 2005, 
aus heutiger Sicht als ﬁ  nanziert 
im oben genannten Sinne gelten 
kann. Für den Zeitpunkt der Ver-
abschiedung der Steuerreform 
im Jahre 2000 traf das noch zu. 
Seither haben sich die Rahmenbe-
dingungen jedoch verschlechtert 
und die Wachstumserwartungen 
sind mehrfach deutlich nach unten 
korrigiert worden. Die Bundesre-
gierung hat dem in ihrer mittelfris-
tigen Finanzplanung und auch in 
ihren Stabilitätsprogrammen aber 
nur zögernd und nur in begrenztem 
Umfang Rechnung getragen. Das 
zeigt sich auch daran, dass in der 
Projektion vom Frühjahr 2003 noch 
immer von vergleichsweise opti-
mistischen Annahmen über das 
Wachstum des realen Bruttoin-
landsprodukts in den kommenden 
Jahren ausgegangen wird4.
Letztlich geht es somit nicht 
nur um einen Ausgleich für das 
Vorziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform um ein Jahr, sondern 
generell um die Finanzierung der 
vorgesehenen Steuerentlastungen. 
Vor diesem Hintergrund erscheint 
die von der Bundesregierung be-
absichtigte teilweise Finanzierung 
durch höhere Privatisierungserlö-
se als ein untaugliches Mittel, da 
es sich hierbei um eine einmalige 
Mehreinnahme handelt, die Sen-
kung der Steuersätze aber zu dau-
erhaften Mindereinnahmen führt. 
Auch eine Kompensation über 
eine höhere Kreditaufnahme wäre 
keine Lösung, denn dauerhafte 
Mindereinnahmen lassen sich auf 
Dauer nicht über ständig steigende 
Schulden ﬁ  nanzieren.  Dies  wird 
allerdings selbst von den Verfech-
tern einer rein kreditﬁ  nanzierten 
Steuerentlastung nicht unbedingt 
gefordert. Sie plädieren zumeist 
durchaus für eine Haushaltskon-
solidierung und damit letztlich auch 
für eine Gegenﬁ  nanzierung.  Sie 
solle aber erst später – bei besserer 
Konjunktur – einsetzen. Überdies 
erhofft man sich von niedrigeren 
Steuern einen Wachstumsimpuls, 
so dass sich die Steuerentlastung 
zum Teil selbst ﬁ  nanziert5.
Konjunkturelle Wirkung unsicher
Begründet wird die Forderung 
nach einem kreditﬁ  nanzierten 
Vorziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform vor allem damit, 
dass nur so ein nennenswerter 
konjunktureller Impuls gewährleis-
tet sei; würden zur Finanzierung 
gleichzeitig Ausgaben gekürzt oder 
Steuervergünstigungen abgebaut, 
würden die damit verbundenen 
dämpfenden Effekte die von der 
Steuerentlastung ausgehenden 
Anregungen weitgehend kompen-
sieren. Rein rechnerisch entspricht 
die in der dritten Steuerreformstufe 
vorgesehene Entlastung ¾% des 
nominalen Bruttoinlandsprodukts. 
Es ist allerdings zweifelhaft, ob 
es tatsächlich zu einem Impuls in 
dieser Größenordnung kommt. 
Dagegen spricht schon, dass 
Länder und Gemeinden die auf sie 
entfallenden Steuerausfälle kaum 
in voller Höhe durch zusätzliche 
Kredite ausgleichen werden, zumal 
sie von der Bundesregierung zur 
Einhaltung der Maastricht-Kriterien 
ausdrücklich zu Haushaltsdisziplin 
ermahnt werden6. Deshalb ist die 
Gefahr groß, dass Länder und Ge-
meinden – letztere können ohnehin 
nur begrenzt Kredite aufnehmen – 
die Steuermindereinnahmen durch 
Kürzungen bei den investiven Aus-
gaben aufzufangen suchen. Dies 
wäre jedoch unter Wachstumsas-
pekten kontraproduktiv. Um dies 
zu verhindern, müsste eigentlich 
der Bund zusätzliche Mittel für 
Länder und Gemeinden bereit-
stellen; dazu besteht aber derzeit 
keine Neigung.
Auch ist die Gefahr groß, dass 
die Regierung in der gegenwärti-
gen Situation, die von einem Man-
gel an Vertrauen in die Politik und 
einem dadurch bedingten Attentis-
mus geprägt ist, mit einer kreditﬁ  -
nanzierten Steuerentlastung weiter 
an Glaubwürdigkeit verlieren und 
lediglich ein Strohfeuer entfachen 
würde. Dies auch deshalb, weil 
die Steuerentlastung wohl kaum 
als nachhaltig angesehen würde, 
weil sie das Budgetdeﬁ  zit  kräftig, 
bei voller Kreditﬁ  nanzierung  um 
0,7% des Bruttoinlandsprodukts 
in die Höhe treiben würde, und 
dies nicht nur für das Jahr 2004, 
sondern auch für die Jahre da-
nach. Selbst wenn Länder und 
Gemeinden ihre Mindereinnahmen 
teilweise durch zusätzliche Einspa-
rungen auffangen würden, würde 
das Budgetdeﬁ   zit des Staates im 
kommenden Jahr erneut deutlich 
über 3% liegen und es bestünde 
die Gefahr, dass im Jahre 2005 die 
Hürde des Maastricht-Kriteriums 
ebenfalls gerissen wird, was si-
cherlich auch auf Seiten der EU auf 
Widerstand stoßen würde. Deshalb 
wäre absehbar, dass die Regierung 
unter dem Druck steigender Deﬁ  zi-
te schon bald die ﬁ  nanzpolitischen 
Zügel wieder deutlich anziehen 
müsste. 
4 Laut Frühjahrsprojektion 2003 erwartet 
die Bundesregierung für das Jahr 2003 ein 
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts 
um ¾%; für das Jahr 2004 eine Zunahme 
um 2%. Sie liegt damit über den Progno-
sen der Wirtschaftsforschungsinstitute und 
anderer Institutionen. Für die Jahre 2005 bis 
2007 geht die Bundesregierung von einem 
Wachstum des Bruttoinlandsprodukts um 
durchschnittlich 2,2% p.a. aus (vgl. Entwurf 
des Bundeshaushalts 2004 und Finanzplan 
des Bundes 2003 bis 2007, a.a.O., S. 34). 
Auch diese Annahme erscheint als recht 
optimistisch, wenn man bedenkt, dass das 
Wachstum in den vergangenen zehn Jah-
ren in Deutschland im Durchschnitt nur bei 
knapp 1½% p.a. lag.
5 Vgl. Gustav A. Horn: Wenn die Taktik den 
Blick versperrt, in: Handelsblatt, Nr. 137 vom 
21.7.2003.
6 Vgl. Entwurf des Bundeshaushalts 2004 
und Finanzplan des Bundes 2003 bis 2007, 
a.a.O., S. 38.Wirtschaftsdienst 2003 • 8 500
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Vor diesem Hintergrund ist es 
wenig wahrscheinlich, dass die 
Unternehmen allein durch zusätzli-
che Konsumausgaben der privaten 
Haushalte infolge der steuerlichen 
Entlastung in nennenswertem 
Umfang zu zusätzlichen Investi-
tionen oder zur Einstellung neuer 
Arbeitskräfte angeregt werden. 
Gleiches gilt für die im Rahmen der 
dritten Stufe der Steuerreform vor-
gesehene Entlastung kleinerer und 
mittlerer Personenunternehmen, 
wenn diese nicht als nachhaltig 
angesehen wird.
Um diesem Dilemma zu entge-
hen, wird teilweise gefordert, den 
Stabilitätspakt aufzuweichen oder 
sogar ganz aufzugeben. Damit 
wäre das Problem mangelnder 
Glaubwürdigkeit der Wirtschafts-
politik aber nicht gelöst, durch die 
Entwertung des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes würde es wohl 
sogar noch verschlimmert. Eine 
Aufgabe der Kriterien gäbe zudem 
ein falsches Signal an die Beitritts-
länder. Gegen eine Aufweichung 
des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes sprechen auch politöko-
nomische Gründe. So brauchen 
offenbar einige Länder einen Druck 
von außen, um notwendige Refor-
men endlich in Angriff zu nehmen. 
Es gibt also gute Gründe dafür, am 
Stabilitäts- und Wachstumspakt 
und den im Maastricht-Vertrag 
festgelegten Kriterien festzuhalten. 
Im Übrigen bietet der Stabilitäts- 
und Wachstumspakt durchaus 
Interpretationsspielraum, der auch 
genutzt wird. So wird auf Seiten der 
EU bei der Beurteilung der Konso-
lidierungsfortschritte in den einzel-
nen Ländern nicht mehr nur das 
tatsächliche Deﬁ  zit herangezogen, 
das auch das Wirken der automati-
schen Stabilisatoren widerspiegelt, 
sondern zunehmend auch das 
strukturelle, d.h. um konjunkturelle 
Einﬂ   üsse bereinigte Deﬁ  zit.  Zu-
dem beharrt die EU-Kommission 
nicht mehr darauf, das Deﬁ  zit wie 
von der Bundesregierung in den 
früheren Stabilitätsprogrammen 
vorgesehen, bis zum Jahre 2006 
auf nahezu null zurückzuführen; sie 
fordert lediglich eine Reduzierung 
um einen halben Prozentpunkt pro 
Jahr. Diese Bedingung dürfte für 
das Jahr 2003 erfüllt sein.
Steuerentlastung ja – aber nicht 
auf Pump
Aus den genannten Gründen er-
scheint es sinnvoller, das Vorziehen 
der dritten Stufe der Steuerreform 
über Ausgabenkürzungen und 
den Abbau von steuerlichen Ver-
günstigungen zu ﬁ  nanzieren  und 
sie damit auf eine solide Basis zu 
stellen. Bei gleichzeitiger Senkung 
der Steuersätze wäre sicherlich 
auch die Akzeptanz von Kürzungen 
größer, als wenn die Einschnitte 
erst später vorgenommen würden. 
Auch wäre dies eine Möglichkeit, 
endlich mit dem Abbau von Sub-
ventionen voranzukommen. Da es 
sehr schwer ist, zwischen „guten“ 
und „schlechten“ Subventionen zu 
diskriminieren, wäre es wohl bes-
ser, nach der „Rasenmähermetho-
de“ vorzugehen und alle Subventi-
onen pauschal um einen bestimm-
ten Prozentsatz – beispielsweise 
5 bis 10% – pro Jahr zu kürzen. 
Zudem sollten Subventionen gene-
rell zeitlich befristet und degressiv 
ausgestaltet werden. Eine Kürzung 
um einen bestimmten Prozentsatz 
pro Jahr würde allerdings nicht 
zwangsläuﬁ   g bedeuten, dass das 
gesamte Subventionsvolumen so-
fort um den gleichen Prozentsatz 
sinkt. Denn aus Gründen des Ver-
trauensschutzes wird in bestehen-
de Verträge nur begrenzt eingegrif-
fen werden können; so würde etwa 
der Wegfall der Eigenheimzulage 
nur bei neuen Anträgen wirksam. 
Insofern wird es eine gewisse Zeit 
dauern, bis das angestrebte Kür-
zungsvolumen erreicht ist.
Gegen eine Finanzierung 
steuerlicher Entlastungen durch 
Ausgabenkürzungen und den Ab-
bau von Steuervergünstigungen 
wird eingewandt, dass dann der 
konjunkturelle Impuls weitgehend 
entﬁ  ele, da lediglich das, was in die 
linke Tasche gesteckt werde, aus 
der rechten wieder herausgeholt 
werde. Dies ist allerdings eine sehr 
statische Betrachtung. Dabei wird 
außer Acht gelassen, dass es in 
der gegenwärtigen Situation für die 
Wirtschaftspolitik entscheidend 
darauf ankommt, bei den Wirt-
schaftssubjekten und an den Fi-
nanzmärkten Glaubwürdigkeit und 
Vertrauen zurückzugewinnen. Dies 
ist aber bei einer durch Ausgaben-
kürzungen und Subventionsabbau 
ﬁ   nanzierten Steuerentlastung weit
mehr der Fall als bei einer Steu-
erentlastung „auf Pump“. Bei 
einem Gewinn an Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit wären über einen 
nachlassenden Attentismus von 
Verbrauchern und Unternehmen 
auch schon kurzfristig Impulse 
für die Konjunktur zu erwarten, so 
dass eine durch Ausgabenkürzun-
gen und den Abbau von Subventi-
onen ﬁ  nanzierte  Steuerentlastung 
auch aus konjunktureller Sicht kei-
neswegs ein Nullsummenspiel sein 
müsste. Dies gilt umso mehr, wenn 
gleichzeitig die übrigen Reformvor-
haben konsequent durchgezogen 
würden. Auf mittlere Sicht kämen 
dann noch die positiven Effekte 
des Subventionsabbaus in Form 
von Allokations- und Efﬁ  zienzge-
winnen hinzu.
Die Diskussion um steuerliche 
Entlastungen wird derzeit vorran-
gig unter konjunkturellen Aspekten 
geführt. Dabei droht das eigentli-
che Ziel, nämlich die Stärkung der 
Wachstumskräfte und die Verbes-
serung der Standortbedingungen, 
das auch bei der Konzipierung der 
Steuerreform im Jahre 2000 die 
Hauptrolle spielte, aus dem Blick 
zu geraten. Auch unter diesen As-
pekten sind Entlastungen bei den 
Steuern – wie auch bei den Sozi-
alabgaben – dringend geboten. Sie 
sollten aber in ein tragfähiges und 
glaubwürdiges Konzept zur mittel-
fristigen Konsolidierung der öffent-
lichen Haushalte eingebettet sein. 
Ohne gleichzeitige Konsolidierung 
wird es der Regierung kaum gelin-
gen, Vertrauen zurückzugewinnen.